
„Jetzt red i“ in Atting: Viel
Meinung, wenig Substanz
Ein Kommentar der BI-Pro Natur

Wer die BR-Sendung „Jetzt red i“ aus Atting verfolgt hat,
konnte den Eindruck gewinnen, dass zentrale Zusammenhänge nur
unvollständig dargestellt wurden. Gerade bei einem Thema wie
der Energiepolitik ist jedoch eine ehrliche und vollständige
Betrachtung entscheidend.

Arbeitsplätze:  Wachstum  hier  –
Abbau dort
Josef Gold betonte, die Erneuerbaren hätten in den letzten
drei Jahren 100.000 Arbeitsplätze geschaffen. Diese Zahl steht
erstmal im Raum – doch sie beschreibt nur einen Ausschnitt der
Realität.

Gleichzeitig  verliert  die  deutsche  Industrie  massiv  an
Substanz.  Schätzungen  zufolge  sind  2025  hier  rund  124.000
Arbeitsplätze  weggefallen,  insbesondere  im  Automobil-  und
Metallsektor. Diese Entwicklung bleibt in der Erfolgserzählung
unerwähnt.

Wer  ausschließlich  den  Zuwachs  in  einer  stark  staatlich
geförderten  Branche  hervorhebt,  während  energieintensive
Kernindustrien  unter  Kostendruck  geraten  oder  Standorte
verlagern, zeichnet ein unvollständiges Bild. Es entsteht der
Eindruck, dass Daten selektiv präsentiert werden – so, dass
sie  die  eigene  Argumentation  stützen,  während  strukturelle
Gegenentwicklungen ausgeblendet bleiben.
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Eine  seriöse  Debatte  müsste  beide  Seiten  der  Medaille
beleuchten: die neu entstehenden Arbeitsplätze ebenso wie die
Verluste in traditionellen Industriezweigen – und vor allem
die Frage, ob hier eine nachhaltige Wertschöpfung entsteht
oder  lediglich  eine  Verschiebung  unter  veränderten
Rahmenbedingungen.

Strompreise: Gesunken – aber warum?
Es wurde von Gold auch betont, Deutschland habe nicht mehr die
höchsten Strompreise Europas und inzwischen lägen zehn andere
Länder darüber.

Was dabei kaum Erwähnung fand: Die EEG-Umlage, die über Jahre
maßgeblich zur Höhe der Strompreise beitrug, wird heute nicht
mehr  über  die  Stromrechnung,  sondern  aus  Steuermitteln
finanziert. Die Belastung verschwindet damit nicht – sie wird
lediglich anders verteilt.

Gleichzeitig  sind  andere  Länder  durch  CO₂-Bepreisung  ihrer
Kohlekraftwerke  zusätzlich  belastet.  Eine  im  politischen
Rahmen  veränderte  Preisstruktur  in  Europa  als  nationalen
Erfolg darzustellen, greift daher zu kurz.

Auch hier zeigt sich ein Muster: Einzelne Kennzahlen werden
hervorgehoben,  während  systemische  Zusammenhänge  –
Finanzierung,  Umlagen,  Netzstabilisierung  –  nur  am  Rande
vorkommen. Das Ergebnis ist eine halbe Wahrheit, die sich gut
präsentieren lässt, aber nicht das vollständige Bild abbildet.



Der Preis der Versorgungssicherheit
Wind- und Solarstrom sind in der Erzeugung günstig – doch sie
liefern  nicht  kontinuierlich.  Deshalb  braucht  es  Backup-
Kraftwerke, Netzausbau und Speicherlösungen.

Zur Stabilisierung der Netzentgelte werden für 2026 staatliche
Mittel in Höhe von 6,5 Milliarden Euro bereitgestellt. Ohne
diese Zuschüsse würden die Netzkosten deutlich steigen. Der
Strom mag an der Quelle preiswert sein – die Systemkosten sind
es nicht.

Eine  ehrliche  Kostenbilanz  müsste  Erzeugung,  Netzausbau,
Reservekapazitäten  und  staatliche  Zuschüsse  gemeinsam
betrachten.

Vom  Waldschützer  zum  Ausbau-
Beschleuniger?
Besonders  auffällig  war  die  veränderte  Tonlage  bei  Hubert
Aiwanger. Noch vor wenigen Jahren stand er öffentlich für den
Schutz bayerischer Wälder und verteidigte die 10H-Regelung als
Schutzinstrument für Mensch und Natur. Heute tritt er als
Befürworter  eines  beschleunigten  Ausbaus  auf  –  auch  in
sensiblen Waldregionen.

Politische Positionen dürfen sich ändern. Doch eine solche
Kursverschiebung  wirft  Fragen  auf.  Was  hat  sich  in  der
Bewertung  grundlegend  verändert?  Welche  neuen  Erkenntnisse
rechtfertigen eine Abkehr von früher vertretenen Grundsätzen?
Und weshalb wird der Ausbau nun als alternativlos dargestellt,
wo zuvor Zurückhaltung gefordert wurde?

Wer  politische  Verantwortung  trägt,  sollte  Richtungswechsel
nachvollziehbar  begründen.  Gerade  beim  Thema  Waldschutz



erwarten  viele  Bürgerinnen  und  Bürger  Kontinuität  –  oder
zumindest eine transparente Erklärung für den Wandel.

Verschobene  Maßstäbe  –  vom
Kompromiss zur Ausweitung
Die Entwicklung bei den Kolleginnen und Kollegen der EjUn
verdeutlicht, wie sich Debatten im Laufe der Zeit verschieben
können – ohne dass dies hier bewertet werden soll.

Zu Beginn der Diskussion wurden zwei bis drei Windräder als
„vertretbarer  Kompromiss“  bezeichnet.  Inzwischen  ist  in
öffentlichen Aussagen von rund zehn Anlagen die Rede, die man
mittragen  wolle.  Diese  Veränderung  wirft  Fragen  auf:  Wenn
anfangs wenige Anlagen als obere Grenze definiert wurden, wie
kommt  es  zu  einer  derart  deutlichen  Ausweitung  innerhalb
relativ kurzer Zeit?

Es  entsteht  der  Eindruck,  dass  durch  zunehmende
Kompromissbereitschaft  versucht  wird,  Einfluss  zu  behalten
oder  als  konstruktiver  Gesprächspartner  wahrgenommen  zu
werden.  Doch  erfahrungsgemäß  führt  diese  Strategie  selten
dazu,  dass  Ausbaupläne  tatsächlich  kleiner  werden.  Häufig
verschiebt sich vielmehr der Ausgangspunkt der Debatte – und
mit ihm die Akzeptanzgrenze.

Genau hier liegt das Problem: Wer einmal signalisiert, dass
eine  bestimmte  Zahl  „vertretbar“  sei,  öffnet  die  Tür  für
weitere Forderungen. Aus drei werden fünf, aus fünf werden
zehn. Die Diskussion verlagert sich Schritt für Schritt – ohne
dass die grundlegende Frage neu gestellt wird.

Wir  haben  uns  bewusst  für  einen  anderen  Weg  entschieden.
Unsere  Position  ist  klar  und  bleibt  klar:  In  unseren
windschwachen Regionen stehen Nutzen und Eingriff in keinem



angemessenen Verhältnis. Deshalb halten wir weder drei noch
zehn Anlagen für sinnvoll.

Standhaftigkeit  mag  weniger  kompromissbereit  wirken  –  sie
schafft jedoch Transparenz und Verlässlichkeit. Und genau das
erwarten wir auch in dieser Debatte.

Schlusswort
Die Energiewende braucht Transparenz, belastbare Zahlen und
eine vollständige Betrachtung aller Kosten und Folgen. Was sie
nicht  braucht,  sind  selektive  Darstellungen  oder  politisch
motivierte Verkürzungen.

Wir  bleiben  bei  unserer  Linie  –  sachlich,  kritisch  und
unabhängig.

Eure BI-Pro Natur




